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MINISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND KUNST 

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums 

Wissenschaft, Forschung und Kunst 

über die Verwendung der nach dem 

Hochschulfinanzierungsvertrags-Begleitgesetz 

(HoFV-Begleitgesetz) vom jeweiligen Rektorat 

aufVorschlag der Studierendenschaft 

zu vergebenden Qualitätssicherungsmittel 

(VwV QSM - studentisches Vorschlagsrecht 

Vom 29. September 2015 -Az.: 0421.917/11/l-

Allgerneines 

1.1 Die Verwaltungsvorschrift regelt die Verwendung 
des Qualitätssicherungsmittelanteils nach § 1 Ab­
satz 2 des Hochschulfinanzierungsvertrags-Begleit­
gesetzes (HoFV-Begleitgesetz) vom 5. Mai 2015 
(GBL S. 313). Die Verwaltungsvorschrift richtet sich 
an die Studierendenschaftell und die Rektorate und 
soll zu einer Vereinfachung der Vergabe der Mittel 
durch das jeweilige Rektorat auf Vorschlag der Stu­
dierendenschaft (studentische Qualitätssicherungs­
mittel) beitragen. 

1.2 Nach § 1 Absatz 1 HoFV-Begleitgesetz gewährleis­
tet das Land den staatlichen Hochschulen im Sinne 
des § 1 Absatz 2 des Landeshochschulgesetzes 
(LHG) mit Ausnahme der Hochschulen für den öf­
fentlichen Dienst die landesseitige Bereitstellung 
von Mitteln in Höhe von 280 Euro pro Semester und 
Studierendem in gnmdständigen Studiengängen 
und in konsekutiven Masterstudiengängen auf der 
Grundlage und nach Maßgabe einer Vereinbarung 
zwischen dem Land und den Hochschulen. 11,764 
Prozent der Mittel nach § 1 Absatz 1 HoFV-Begleit­
gesetz werden vom Rektorat auf Vorschlag der Stu­
dierendenschaft für die Sicherung der Qualität von 
Studium und Lehre zusätzlich vergeben. Bezüglich 
der Kapazitätsrelevanz gilt§ 2 HoFV-Begleitgesetz. 

1.2.1 Die unterN ummer 3 in dieser Verwaltungsvorschrift 
aufgeführten Verwendungsmöglichkeiten sind bei­
spielhaft und nicht abschließend. Nicht genannte 
Verwendungsmöglichkeiten können finanziert wer­
den, wenn sie der Sicherung der Qualität von Stu­
dium und Lehre dienen. Der Aufbau von Doppel­
strukturen ist zu vermeiden. 

1.2.2 Nicht finanziert werden dürfen Maßnahmen außer­
halb der Sicherung der Qualität von Studium und 
Lehre. Ferner nicht finanziert werden dürfen Maß­
nahmen, die in den Aufgabenbereich der Verfassten 
Studierendenschaft gemäß § 65 Absatz 2 LHG oder 
den Aufgabenbereich der Studierendenwerke gemäß 
§ 2 Studierendenwerksgesetz fallen. Hierfür sind die 
dafür originär vorgesehenen Mittel einzusetzen. 

1.3 Bei der Umsetzung der Verwaltungsvorschrift ist da­
rauf zu achten, den Verwaltungsaufwand gering zu 
halten; bereits bestehende Strukturen der Antrags-
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und Mittelverwaltung sollen genutzt werden. Be­
währte Willensbildungs- und Entscheidungsstruktu­
ren (zum Beispiel ein Qualitätssicherungsausschuss) 
können im Konsens zwischen Studierendenschaft 
und Hochschule weiterhin genutzt werden. Dessen 
ungeachtet entscheidet die Studierendenschaft über 
die Verfahrensschritte zur Erstellung des Vorschlags 
der Studierendenschaft in eigener Zuständigkeit. 

Es gilt die Landeshaushaltsordnung. Der Haushalts­
grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist 
insbesondere zu beachten. 

Leitlinien für die Priorisie:n.mg des Einsatzes der 
Mittel 

Vorbemerkung 

Für die Priorisierung der zu finanzierenden Maßnah­
men soll das Stufenmodell nach Nummer 2.2 zu­
grunde gelegt werden, wobei Stufe 1 die höchste 
und Stufe 3 die niedrigste Priorität zukommt. Die in 
Nummer 2.2 vorgesehene Stufung soll verdeutli­
chen, dass der Zweck des § 1 Absatz 2 HoFV-Be­
gleitgesetz - die Mittel dienen der Sicherung der 
Qualität von Studium und Lehre- um so mehr erfüllt 
wird, je unmittelbarer der Bezug der zu finanzieren­
den Maßnahme zu der den Studierenden zukom­
menden Lehre ist. 

Dabei soll nach dem Zweck des Qualitätssiche­
rungsgesetzes der Schwerpunkt der Förderung - zu­
mindest über die Summe mehrerer Semester - auf 
den Stufen 1 und 2 liegen. 

Stufenmodell 

Stufe 1: 

Maßnahmen zur unmittelbaren Verbesserung von 
Studium und Lehre, vergleiche die Beispiele in 
Nummer 3.2.1 

Stufe 2: 

Lehr- und lernnahe Maßnahmen, vergleiche die Bei­
spiele in Nummer 3.2.2 

Stufe 3: 

Mittelbare Maßnahmen zur Verbesserung der Quali­
tät von Studium und Lehre sowie der allgemeinen 
Studienbedingungen, vergleiche die Beispiele in 
Nummer 3.2.3 

Die Verfasste Studierendenschaft soll bei der Erstel­
lung des Vorschlags zur Vergabe der studentischen 
Qualitätssicherungsmittel sowohl Maßnahmen auf 
zentraler Ebene als auch Maßnahmen auf dezentra­
ler Ebene -Fakultäten, Fächer oder die Studienaka­
demien bei der Dualen Hochschule Baden-Württem­
bergs -berücksichtigen. 

Finanziert werden können zeitlich befristete oder 
auf einen längeren Zeitraum angelegte Maßnahmen. 
Die Mittel für auf einen längeren Zeitraum ange­
legte Maßnahmen dürfen 50 Prozent des einer Hoch­
schule zur Verfügung stehenden Studierendenanteils 
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der Qualitätssicherungsmittel nicht überschreiten. 
Eine unbefristete Beschäftigung von Personal aus 
diesen Mitteln ist unzulässig. Die Finanzierung der 
Maßnahmen kann in vollem Umfang oder auf dem 
Wege der Teilfinanzierung zusammen mit der Hoch­
schule erfolgen. 

2.5 Maßnahmen, die aus bis zum Ablauf des 30. Sep­
tember 2015 zur Verfügung gestellten Mitteln be­
schlossen wurden und deren Laufzeit über den 30. 
September 2015 hinaus gehen, dürfen zu keiner Vor­
belastung der ab dem 1. Oktober 2015 zur Verfü­
gung stehenden studentischen Qualitätssicherungs­
mittel führen. Bei Konsens zwischen Studierenden­
schaft und Rektorat können auf Vorschlag der Stu­
dierenden Maßnahmen nach Satz l , die mit dem 
Verwendungszweck nach § 1 Absatz 2 HoFV-Be­
gleitgesetz übereinstimmen, aus den studentischen 
Qualitätssicherungsmitteln finanziert werden. 

3 Verwendungsmöglichkeiten 

3.1 Finanziert werden können nur Maßnahmen, die eine 
Sicherung der Qualität von Studium und Lehre be­
zwecken und die der Mitgliedergruppe der Studie­
renden zugutekommen. Die zu finanzierenden Maß­
nahmen ergänzen das von der Hochschule sicher zu 
stellende und zu finanzierende Angebot. Eine indivi­
duelle Förderung ist ausgeschlossen. Sofern es der 
Sicherung der Qualität von Studium und Lehre 
dient, können, können zudem besondere zielgrup­
penorientierte Maßnahmen zur Förderung der Di­
versität, der Chancengleichheit, der Integration aus­
ländischer Studierender sowie weiterer besonderer 
Zielgruppen finanziert werden. 

Die nachfolgend aufgeführten Verwendungsmög­
lichkeiten sind beispielhaft und nicht abschließend. 

3.2 Die Finanzierung kann erfolgen für: 

3.2.1 Maßnahmen zur unmittelbaren Verbesserung von 
Studium und Lehre (Stufe 1) 

3.2.1.1 Finanzierung zusätzlicher, auch fachübergreifender 
Lehr- und Seminarangebote 

Die studentischen Qualitätssicherungsmittel dienen 
zuvorderst der Verbesserung des curricularen Lehr­
angebots der Hochschule. Durch die Finanzierung 
von Lehrbeauftragten, Tutorinnen und Tutoren oder 
anderem wissenschaftlichem Personal können zu­
sätzliche, auch fachübergreifende Lehr- und Semi­
narangebote bereit gestellt werden. 

Auch die Förderung von projektbezogenen Maßnah­
men ist zulässig, wenn es sich um Projekte mit lehr­
und lernbezogenem Inhalt handelt. Im Falle eines 
Projekts sind der Projektanfang und das Projektende 
eindeutig zu definieren. Das Projektziel muss die Si­
cherung der Qualität von Studium und Lehre sein. 
Nicht darunter fallen Personalstellen mit Bezug zu 
Forschungsprojekten. Die Betreuung und Durchfüh­
mng des Projekts muss durch die Hochschule erfol­
gen. 

In Einzelfällen kann ein zusätzliches Angebot für 
Studierende über das reine Lehrangebot hinaus und 

zur Ergänzung der curricularen Lehre gefördert wer­
den (zum Beispiel Übungsseminare, Lemcamps, 
Präsentations- urid Vortragstraining, Klausuren­
kurse, Seminare zum wissenschaftlichen Schreiben). 
Bestehende Angebote der Hochschule sind zu be­
rücksichtigen, um Doppelstrukturen zu vermeiden. 

3.2.L2 Fachspezifische Studienprojekte 

Fachspezifische Studienprojekte können finanziert 
werden, wenn sie einen Bezug zum Curriculum vor­
weisen. Sie müssen in der Verantwortung und unter 
Betreuung einer für die Lehre verantwortlichen Per­
son der Hochschule durchgeführt werden. 

Kriterien für Studienprojekte können unter anderem 
sein: Es handelt sich um praxisbezogene und zu­
gleich wissenschaftlich fundierte Lehrformate, die 
klassische Lehrveranstaltungen in integrierter Form 
umfassen und eine interdisziplinäre 
aufweisen können. Sie können in Kleingruppen or­
ganisiert sein, vermitteln fachbezogene und fach­
übergreifende Fähigkeiten, bereiten auf 
sehe Arbeitsweisen vor und befähigen zur verant­
wortlichen Mitarbeit in einem Team. Ein nachran­
giger forschungsbezogener Anteil eines solchen 
Projekts ist unschädlich. 

3.2.1.3 Hochschuldidaktische Fort- und Weiterbildungs­
maßnahmen 

Die Finanzierung von Fort- und Weiterbildungs­
maßnahmen soll dazu dienen, die in der Lehre täti­
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hoch­
schule, Lehrbeauftragte sowie Tutorinnen und Tuto­
ren hochschuldidaktisch fort- und 
sofern dies nicht von der Hochschule übernommen 
werden kann. Ziel ist, dem berechtigten Anspruch 
der Studierenden auf eine professionelle Lehre auf 
höchstem Niveau gerecht zu werden. Vorhandene 
hochschuldidaktische Maßnahmen der Hochschulen 
sind zu berücksichtigen, um den Aufbau von 
pelstrukturen zu vermeiden. 

3.2.2 Lehr- und lernnahe Maßnahmen (Stufe 2) 

3 .2.2.1 Verbesserung sowie Ausbau der Angebote von 
Serviceeinrichtungen der Hochschule sowie der 
lehr- und lernbezogenen Infrastruktur 

Über das von der Hochschule sicherzustellende und 
zu finanzierende Angebot hinaus können durch 
Sach- und Personalmaßnahmen unter anderem fi­
nanziert werden: 

a) stark frequentierte Einrichtungen wie zum Bei­
spiel Bibliotheken, PC-Pools, Rechenzentren, 
WLAN-Angebote, 

b) Ausstattung und Wartung von beispielsweise La­
bor- und Werkstatteinrichtungen, aber auch allge­
meiner Inneneinrichtung, wobei Einigkeit darü­
ber bestehen muss, dass die mit studentischen 
Qualitätssicherungsmitteln finanzierten Einrich­
tungen von der Hochschule verwaltet werden, 

c) Anpassungen an die neuesten technischen Anfor­
demngen (auch innovativer Art), zum Beispiel 
e-Learning-Angebote, virtuelle Lernräume, Lern-
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. Chatrooms, Software für Lehr- und Lernveran­
staltungen, elektronische Informations- und 
.Kommunikationsmöglichkeiten. 

3.2.2.2 Lehr- und Lernmaterialien 
Hieninter fallen Maßnahmen, die den Studierenden 
direkt zugutekommen, wie zum Beispiel der Ausbau 
des (digitalen) Literaturangebots (auch E-Books), 
Ergänzung von Literaturbeständen (Mehrfachexem­
plare), Zurverfügungstellung von Skripten, Lehr­
und Lernsoftware (auch lizenzpflichtiger), Video2-
brain-Tools, E-Assessment-Apps, E-Learning-Mo­
dule, Gerätschaften (auch technisch) sowie sonstige 
Materialien, die im Rahmen von Studium und Lehre 
erforderlich sind. Weiterhin fallen darunter indirekte 
Maßnahmen zur Sicherung der Qualität von Stu­
dium und Lehre, wie zum Beispiel technische Ein­
richtungen in Form von Beamern, Whiteboards. 

3.2.2.3 Durchführung von Exkursionen im Pflicht­
und Wahlpflichtbereich sowie Exkursionen 
zur Vertiefung des Lehrinhalts 
Finanziert werden können von Teilnehmern zu tra­
gt:mde Kosten, die aufgrund einer Durchführung von 
Exkursionen entstehen, zum Beispiel Fahrt- bezie­
hungsweise Übernachtungskosten, Kosten für Füh­
rungen. Die Übernahme der Kosten mussallen Ex­
kursionsteilnehmerinnen und· -teilnehmern zugute­
kommen, eine Einzelförderung ist auszuschließen. 

3.2.2.4 Finanzierung von infrastrukturellen Begleit- und 
Anpassungsmaßnahmen 
Im Einzelfall kann in geringfügigem Umfang eine Fi­
nanzierung von infra- strukturellen Begleit- und An­
passungsmaßnahmen erfolgen, wenn der Bezug zur 
Sicherung der Qualität von Studium und Lehre kon­
kret nachgewiesen ist. Dabei kann es sich auch um 
Maßnahmen handeln, die bauliche Vorhaben oder 
bauliche Anlagen im Sinn der geltenden baugesetzli­
chen Regelungen sind. Unter diese Maßnahmen fal­
len beispielsweise Lärmschutzmaßnahmen, Vergrö­
ßerung beziehungsweise Verkleinerung bestehender 
Raumangebote, Lichtschutz. Die Einschränkung soll 
deutlich machen, dass bauliche Maßnahmen aus den 
originär dafür vorgesehenen Mitteln zu finanzieren 
und unter Einhaltung der geltenden Verfahrens- und 
Dienstvorschriften durchzuführen sind. 

3.2.3 Mittelbare Maßnahmen zur Verbesserung 
der Qualität von StudiUm und Lehre. sowie 
der allgemeinen Studienbedingungen (Stufe 3) 

3.2.3.1 Verbesserung der Beratungsangebote 
Eigenständige Beratungsangebote durch die Studie­
rendenschaft auf Fachebene, bei der Dualen Hoch­
schule Baden-Württemberg auch auf Ebene der Stu­
dienakademien, sind nicht ausgeschlossen. Hierzu 
zählen insbesondere Einführungswochen oder ver­
gleichbare Aktivitäten zum Studienbeginn, aber 
auch Beratung von besonderen Studierendengrup­
pen: zum Beispiel zu Fragen der Diversität, Inklu­
sion, Integration und Chancengleichheit. Die Bera­
tung von Studierenden ist grundsätzlich Aufgabe der 
Hochschulen und der Studierendenwerke. Eine Un-

terstützung dieser Angebote ist zum Beispiel durch 
die Finanzierung zusätzlicher personeller Ressour­
cen zulässig. 

3 .2.3 .2 Studium Generale, fachübergreifende Lehrangebote 

Angebote eines Studium Generale sowie fach- und 
fakultätsübergreifende Lehrangebote können als ex­
tracurriculare Ergänzung des Angebots der Hoch­
schule, jedoch nicht unabhängig davon, finanziert 
werden. 

3.2.3.3 Sonstige· Maßnahmen, die mittelbar der 
Verbesserung der Qualität von Studium und Lehre 
dienen und die Vielfalt der Studierendenschaft und 
Studienangebote widerspiegeln, hochschul­
übergreifende Projekte 

Voraussetzung ist, dass ein curricularer Bezug nach­
gewiesen werden kann und es der ·Sicherung der 
Qualität von Studium und Lehre dient. Hierunter 
kann auch die Finanzierung von Maßnahmen fallen, 
die notwendig sind,. um speziellen Anliegen einer 
speziellen Fachkultur gerecht zu werden. Eine Ver­
antwortungs- und Betreuungsübernahme durch die 
Hochschule ist im Einzelfall unerlässlich. 

4 Auszahlung der Mittel und Verwendungs­
nachweis 

4.1 Studentische Qualitätssicherungsmittel, die nicht bis 
zum 1. Mai des Folgejahres ausgegeben worden 
sind, werden zur Finanzierung zentraler Qualitätssi­
chehmgsmaßnahmen eingesetzt. Als verausgabt im 
Sinne des HofV-Begleitgesetz sind dabei auch die 
Mittel anzusehen, über die bis zu diesem Zeitpunkt 
Rechtsverpflichtungen eing~gangen worden sind, 
die mit dem Verwendungszweck übereinstimmen. 

4.2 Das jeweilige Rektorat entscheidet innerhalb von 
sechs Wochen nach Eingang über den Vorschlag der 
Studierendenschaft Sofern der Vorschlag der Stu­
dierendenschaft mit der Verwaltungsvorschrift über­
einstimmt, ist er insoweit für das Rektorat bindend. 
Die Hochschulen können für den Fall eines Dis­
senses durch Satzung ein Beratungs- oder Schlich­
tungsverfahren vorsehen. 

4.3 Mittel, die nicht nach Nummer 4.1 bis zum 1. Mai 
des Folgejahres mit einer Rechtsverpflichtung be­
legt sind, fallen an das Wissenschaftsministerium 
zurück und werden von diesem für zentrale Quali­
tätssicherungsmaßnahmen eingesetzt. 

4.4 Das Wissenschaftsministerium wird mit Stichtag 30. 
April eines Jahres bei .den Hochschulen erheben, 
welche studentischen Qualitätssicherungsmittel ver­
ausgabt wurden oder mit einer Rechtsverpflichtung 
nach Nummer 4.1 belegt sind. Dabei ist auch über 
die Verwendung der studentischen Qualitätssiche­
rungsmittel zu berichten. 

5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. 
Oktober 2015 in Kraft und mit Ablauf des 31. De­
zember 202Q außer Kraft. 
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